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Freigabe der Hauptallee für Automobile zum orby .Der WienerTrabrenn¬
verein hat beim Magistrat angesucht ,zum Traberderby ,das übermorgen Sonntag

gelaufen wird ,die Hauptallee für Automobile freizugeben .Der Magistrat hat

dem Ansuchen entsprochen und die Hauptallee übermorgen Sonntag von halb zwei

Uhr nachmittags bis acht Uhr abends vom Praterstern bis zur Rotundenallee

für Automobile freigegeben .Motorräder sind jedoch von dieser ausnahmswei¬

sen Bewilligung ausgenommen .

WIENER GEMEINDERAT
Sitzung vom8 .

Bürgermeister Seitz eröffnet um 17 Uhr die Sitzung . Esliegt folgender

Dringlichkeitsantrag der Gemeinderäte Kunschakund Kollegenvor :
Der Klub der christlichsczialen Wiener Gemeinderäte hat wiederholt un¬

ter Hinweis auf die überaus schwierigen Verhältnisse im Wiener Wirtschafts¬
leben den Abbau beziehungsweise die Aufhebung einzelner Wiener Abgaben ge¬
fordert ;zuletzt mit Dringlichkeitsantrag vom 13 .September 1929 . Seitletz¬
terem Termin sind zwar die Ansätze einiger Abgaben gemildert worden ,doch
auch dies mur in ganz unzulänglichem Ausmass und zudem nur mit Gültigkeit
für eine ganz kurze Spanne Zeit .Unterdess haben die Wirtschaftsverhältnisse
eine neuerliche Verschlimmerung erfahren und nehmen einen Gang ,der die
ärgsten Befürchtungen für die Zukunft rechtfertigt .

Es muss auch heute wieder in Erinnerung gebracht werden ,dass ,die bös - ¬
ar igen Wirkungen der städtischen Abgaben vorausahnand ,Stadtrat Breitner

in der Sitzung des Wiener Landtages vom 29 .August 1922 die folgende Er¬

klärung abgegeben hat :Allerdings sell auch bei diesem Anlasse ausgesprochen werden ,dass
diese Steuern ,wie sie aus dieser Not in Massenfabrikation entstanden sind ,
natürlich bei Wiederkehr eines stabilen Geldwertes ,der Ueberprüfung unter¬
zogen werden müssen .Manche Belastung ist eben nur in einer Zeit sinkenden
Geldwertes erträglich .

Diese Erklärung des Finanzreferenten Stadtrat Breitner hat bis nun ,
obwohl fast acht Jahre stabilen Geldwertes hinter uns liegen,keinerlei erns¬
te Beachtung und Würdigung gefunden und dies ,tretzdem der Ertrag der städ¬
tischen Abgaben von 83 Millionen Schilling im Jahre 1923 auf 193 Millienen

Schilling im Voranschlag für 1930 gesteigert worden ist und sich die Wirt -
schaftslage in Wien stetig verschlechtert ,so zwar ,dass sie zur Zeit hart an

der Katastrephe steht .Ist es schon unverständlich und unverantwortlich ,dass
die Steuerpolitik der Gemeinde Wien auf die Bedürfnisse des Wirtschaftslebens
in keiner Weise Rücksicht nimmt ,so wird dieses Verhalten dadurch auf den

Gipfelpunkt der Unverantwørtlichkeit getrieben ,dass die Gemeinde in der glei¬

chen Zeitperiode ungeheure Vermögenswerte angesammelt hat und die gleiche
Methede weiter fortsetzt .

Einschliesslich der für 1930 vorgesehenen Summe von fünf Millionen
Schilling beziffert sich der Aufwand für die seit 1923 durch die Gemeinde
angekauften Gründe und Realitäten mit 50,671 . 764Schilling .

Die Wohnhausbauten repräsentieren einen Vermögenswert von 5727013 ,( 20 . 886
Schilling ,wozu noch die von 1930 vorgeschenen 90 Millionen Schilling zu
rechnen sind ,so dass bis Ende 1930 die Gemeinde auf dem Konto " Städtischer
Hausbesitz "eine Vermögensvermehrung um 663 ,720 . 886Schilling ausweisen

wird .
Ausserdem haben die Kassenbestände der Gemeinde einschliesslich der

Betriebsrücklagen und der Kredite an die städtischen Unternchmungen ,se
wie der Steuerrückstände die Höhe von nicht weniger als 89,525 . 837Schil¬
ling erreicht . DieGemeinde ist sonach auf den drei angeführten Budgetpos¬
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Gemeinderatssitzung vom9 .Mai1930 II . Blatt
ten allein um 803,918 . 487Schilling reicher geworden .

Es bedarf nicht erst einer tiefgründlichen volkswirtschaftlichen Ueber¬
prüfung der obengeschilderten Zustände ,um zu erkennen ,dass die Absaugung

so ungeheurer Geldmittel aus dem Wirtschaftsleben und deren Ueberführung
in wirtschaftlich tote Vermögenswerte der Gemeinde als Wirtschaftsmord
bezeichnet werden darf .

Eine gewissenhafte ,nicht töricht nur auf die Bercicherung der Gemeinde
abzielende städtische Finanzpolitik müsste mit dem bisherigen System rasch
und gründlich brechen .

Eine den Erfolg verbürgende Aenderung des Systems müsste vor allem auf
dem Gebicte der Finanzierung des städtischen Wohnhausbaues gesucht werden ,

und zwar dahingehend ,dass die Kosten des Wohnhausbaues in Zukunft nicht mehr
aus den laufenden Steuereingängen bestritten werden .Das effektive Erträg¬
nis der Wohnbausteuer hat im Jahre 1929 . . .33,106 . 828Schilling betragen .
In diesem ,jährlich sich steigernden Erträgnis ist die Verzinsung und Amor¬
tisation eines Baukapitals gegeben ,das die Fortführung der städtischen Wohn¬
bautätigkeit in dem für 1930 vorgesehenen Umfang für weitere fünf Jahre
gewährleisten würde ,und zwar ohne Heranziehung der laufenden Steuereinnahmen
und ohne höhere Belastung der Mieter in den städtischen Wchnhausbauten .

Durch eine derartige Finanzierung des städtischen Wohnhausbaues würden
Jahrlich rund 57 Millionen Schilling Steuereingänge frei werden und so die
Möglichkeit geboten sein ,zu einer gründlichen Revision des städtischen Ab¬
gabensystems ohne jedwede Beinträchtigung der Aufgaben ,welche die Gemeinde zu
erfüllen hat .

Bei dieser Sachlage erscheint es ebenso dringlich wiendtwendig ,
eine Revisinn der städtischen Abgaben dahin vorzunehmen ,dass

. ) dievom Verfassungsgerichtshof als verfassungswidrig erklärte Nah¬
rungs -und Genussmittelabgabe und ebenso auch die den Fremdenverkehr
beeinträchtigende und das Ansehen der Stadt Wien als Fremdenstadt
schädigende Fremdenzimmerabgabeunverzüglich ausser Kraft gesetzt ,

. ) dieBodenwertabgabe von unverbautem Grund ,die sich als ganzsinnlos
erwiesen hat ,sofort der schon seit Monaten in Aussicht gestellten
Revision zugeführt ,

. ) casGesetz über die Einhebung und Verwendungder Wasserkraftabgabe
uusser Wirksamkeit gesetzt ,

. ) dieLustbarkeitsabgabe auf jene Fälle beschränkt ,die nicht Bil¬
dungs - oderKünstlerischen Zwecken oder der körperlichen Ertüchtigungdienen ,

. ) dieHauspersonalabgabe dahin umgebaut werde ,dass die Steuerpflicht
für die zweite im Haushalt verwendete Person und die Progressionin der Skala behoben werden ;

. )das freie Ermessen bei Einreihung in der Abgabepflicht und beiFest - ¬
stellung des Ausmasses der verschiedenen Abgaben beseitigt und

. ) dieauf die Gehalts - undLohnquatefür in das AuslandausgeführteWaren entfallende Fürsorgeabgabe rückvergütet werde .

Die Gefertigten stellen daher im Sinne des § 18 derGeschäftsordnungfür den Gemeinderat der Stadt Wien den dringlichen Antrag :
Der amtsführende Stadtrat der Verwaltungsgruppe II ( Finanzen )wird beauf - ¬

tragt ,mit aller Beschleunigung über das oben unter Punkt 1 bis 7gestellte
Verlangen dem Gemeinderat bezw .Landtag Bericht und Antragvorzulegen .

OhneDebatte werden angenommendie Ausführung der Wohnhausanlage . ,
Kudlichgasse ( Kosten S 185 . 000 )eines Ergänzungsbaues der Wohnhausalage

. ,Neilreichegasse -Windtengasse( Schilling 150 . 000) undder Ankaufzweier
Häuser in der unteren Augartenstrasse durch die GemeindeWien .

Uober - ¬
St . . Weberberichtet über das Einkommenmit der Gesiba bezüglich de

Siedlungsbauprogrammes 1930 .

GR .Millik ( . . ) übtKritik an der Art der Bauführung bei denSiedlungs - ¬

bautenauf demWiener- Berg. DieArbeitendort müsstenstatt inMaschinziegeln
die im Winterder Erfrierung ausgesetzt sind ,in Stampfbetonausgeführtwerden .
Bei den Gesimsenist kein Mauerwerksvorsprung ,so dass das Wasserherunter¬
sickert und schwere Mängel in den Fundamentenentstehen .DieStiegenaufgänge
sind so schmal ,dass die Möbeldurch die Fenster in die Häusertransportiert
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Gemeinderatssitzungvom9 .Mai1930 III .Blatt
werden/müssen .GR. Millik erinnert sodannndaran ,dass er bereits imOkto¬

ber 1927darüberKlagegeführt habe ,dassdie Fussböden ,die einebestimmte
Firma der Gesiba geliefert hat schlecht sind und ausgewechselt werdenmüssen .
Seine Einwände wurden von den damaligen Referenten als unstichhältig zurück¬
gewiesen .Nun hat es sich aber später tatsächlich herausgestellt ,dass in

mehreren Häusern die Fussböden ausgewechselt werden mussten und heuer hat ein
Angestellter dieser Firma ,der entlassen wurde den Chef der Firma in öffentli¬

cher Berichtsverhandlung beschuldigt ,dass er die Gemeinde Wien durch Lieferung
von schlechtem Material um 100 . 000Schilling betrogen habe ( Hört ! Hört bei der

. . )Nun haben sich in diesem Prozess die beiden Parteien ausgeglichen aber
für den Gemeinderat . .dist damit dieser Fall nicht erledigt es mussdie
Sachevilmehrrestlos aufgeklärtwerden( LebhafterBeifall bei der . . )

St . . Weberbemerkt zu den letzten Ausführungen des GR . Millik ,dass die

von diesem Redner erwähnte Firma zu der Gemeinde wie immer gearteten Beziehun¬

gen stand . Eshandelt sich um die Firma Deutsch und Tuschl ,der von ihrem Ange¬
stellten in der Gerichtsverhandlung vorgeworfen wurde ,dass sie auch Holzver¬Fliessen
arbeite ,das sich für erster und zweiter Klasse nicht eignet ,dass sie

aber als Kontrahentin der GemeindeWiennur Fiiessen erster und zweiter Klasse

für die Gesibazuliefern habe .DiebeschuldigteFirmaerklärtedaraufhin ,dass
sie wegen dieser Anschuldigung die Klage gegen den Angest ellten einbringen

das Anerbieten
werde und da hat deshalbauch des Richters einen Ausgleich her¬

beizuführen abgelchnt und erklärt auf eine gerichtliche AustragungderAnge¬
legenheit bestehen zu müssen .Die Angelegenheit wurde shliesslich dahin er¬

ledigt ,dass der Angestellte als Kläger seine Klagezurückgezogenundeine
umfassendeEhrenerklärungabgegebenhat ,des Inhalts ,dass er dieseAeusserung
gegen diese Firma nur in der Erwägung des Prozesses vorgebracht hat ,dass er

sie zur Gänze zurückziehe ,keinerlei Anhaltspunkte oder Tatsachen dafür anfüh¬
ren könne und die Firrma bezw .den Firmainhaber um Entschuldigung bitte . St . R .

Weber betont am Schlusse noch einmal ,dass die Gemeinde Wien selbst mitder
Sache nicht das geringste zu tun habe ,und dass die Gemeinde keinen wie immer

gearteten Schaden erleiden könne ,da eine umfassende und wiederholte Kontrolle

stattfindet ( Lebhafter Beifall bei der Mehrheit ) .

Der Referentenantrag wird angenommen .

GR . Schmidt refriert über die Erweiterung der Badeanlage durch Aufsetzen

eines Stockwerkes und Ausgestaltung der bestehenden Baderäume imstädtischen

Volksbad XI . ,Geiselbergstrasse 5mit einem Kostenerfordernis von 256 . 000Schil - ¬
ling .
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GR. Prinke( . . )weist darauf hin ,dass Simmeringdas einzigeBezirk

nur ein einziges Bad und kein Schwimmbad habe . Deshalb ist die vorgeschlagene

Erweiterung vollkommen unzureichend .Es müsste zumal der Platz hiefür sehr

geeignet ist ,dünch einen Zubauein Schwimmbadgeschaffen werden ( Beifall b .
. EL. )

GR. Körber( E .. ) sprichtüberdasBäderwesenimII Bezirk .Erbedauert,
dassdieBadeverwaltungseinemseinerzeitigenAntragnichtstattgegeben
habe ,gegenüber den . Werkenein Bad zu errichten .Er beantragt ,es mögean

derStelle amlinkenUferdergrossenDonau,wovorJahrendasFreibadgestan¬
den hat ein ähnliches Bad errichtet werden .Gerade an dieser Stelle ereignen
sich im Sommerviele Ertrinkungsfälle ,Durch Errichtung dieses Bades würdedem
Wildbadenein Endebereitet werden .Er beantragtauchan der Stelle amlinken
UferdergrossenDonau,wosichdasHolzerscheStrombadbefundenhat ,ein
ähnliches Badzu errichten . DortwärenauchSandbädermöglich .Er ersuchtseine
beiden Anträgeanzunehmen( Beifall bei der . . )

GR . Erban ( . . ) erinnert daran ,dass nach einer Mitteilung der Rathaus¬

korrespondenzin den letzten Tagendie Besucherzahlin den städtischenBädern
sich von Jahr zu Jahr steigere und dass der Bäderbetrieb vorteilhaft ge¬

stalte .Im Widerspruch zu dieser offiziellen Mitteilung hat St . . Richter
in der Ausychussitzungerklärt ,dass die Besucherzahlder Bädereinesinkende
ist . Wielassen sich diese beiden Mitteilungen vereinen ?Mit diesemangeblichen
Sinken ." .der Besucherzahl wurde die Verpachtung der beiden Bäder Nussdorfund

in “Stadlauan densczialdemokratischenArbeiterschwimmsportklubbegründet
der für jedes dieser Bäder nur einen Pachtschilling von 50 Schilling pro
Jahr zchlt ( Hört! Hörtbei der E , . ) SolcheVerträgewürdenimührigenauchin
den Gemeinderat gehören .Es geht nicht an ,dass man einerseits der Bevölkerung

Sandin die AugenstreutundvoneinemnotwendigenAusbaudesBäderwesens
spricht undandererseits zweiBädereinemsozialdemokratischenVereinüber¬
lässt . Wirmüssengegendiesenletzten Vorgangauf das schärfsteprotestieren
( LebhafterBeifall bei der . . )

GR. Schmidtbemerkt zu den Ausführungendes GR. Erban ,dass dasSinken
der Besucherzahl sich nur auf die Strombäder beziehe . Wasspeziell /das

Nussdorfer Bad betreffe ,so habe er sich persönlich bemüht ,dieses Badzu
erhalten ,leider hat es nicht die notwendige Besucherzahl aufgewiesen undes

enga
musste daher wföbdimBad in Stadlau die Betriebsführung demArbeiterschwimm¬
sportklub übergebenwerden ,der sie auf eigene Kosten und Gefahrübernommen
hat . DieAnträge Körber ersuchte er der geschäftsordnungsmässigen Behandlung

zuzuführen .
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DerReferentenantragwirdangenommenunddie beidenAnträgeKörberder

geschäftsordnungsmässigen Behandlungzugewiesen .

GR. Schneiderreferiert überdenNeubaueinesTeilesderLeebgasseundder
Randstrassen beim städtischen Wohnhausbau . ,Reichenbachgasse ( Kesten36 . 000

Schilling ) .

GR. Erban( . . (führt Beschwerdedarüber ,dass nochheute ,obzwarder
Vohnhausbauin der Alserstrasse schon fixund fertig sei ,das Gerüstholzam
Hernalsergürtel liege unddort jeden Verkehrunmöglichmache . Hiermüsste
sofort eingeschritten und das Bauholz abgeführt werden .

GR. Schneiderverspricht ,diesen Wunschan die zuständige Abteilungzu
leiten .

I Referentenantrag wird angenommen .

St . . Kokrdaberihtet über den Antrag ,zur Durchffhrungeiner Notstands
aktion für die WeinbautreibendenWiensder LandesorganisationWiendesVer- ¬
bandesder freien ArbeitsbauernOesterreichsunddemVerbandederWiener
Lahdwirteeinen Betrag vonje 1o . 000Schilling zu widmen .DieseBeträgesind
erst dannauszuzahlen ,wenndie Anträgeder OrganisationenüberdieVerwen¬
dung dieser Gelder die Genehmigungdes Magistrates gefunden haben unddie
Organisationenhabenauchüberdie Verwendungder GelderdemMagistratRech¬
nung zulegen .

GR. Hengl( . . )erklärt ,dassdieseHilfeabsolutnichtausreichendist .
Die20 . 000Schillingmachennichteinmalein ProzentdesSchadensaus,dendie
Weinhauererlitten haben .Dassdie Aufteilungim vollen Einvernehmenmitder
LandesorganisationWiendes Verbandesder freien Arbeitsbauerndurchgeführt
wurde,ist unwahr .Die Aufteilung 50 : 50hat man von uns erpresst undwurde

von uns unter Protest zur Kenntnis genommen .Dazu kommt noch ,dass die Landes¬

organisstion .Wiendes Verbandes der freien Arbeitsbauern zumindest in Wienmit
wirklichen Hauernsehr wenigzu tun hat .Die WienerHauersind in grösster Not¬
lage ; trotzdemwerden ihnen keine Steuererleichterungen gewährt .DieBelastung
der Hauerin . Oesterreichmachtkaumein Viertel der Steuern aus ,diesie
in Wien zahlen müssen . DerRedner urgiert sodann zum Schlusse die gesetzliche

Regelungdes Markenschutzesfür WienerWeinedurchdie WienerLandesregierung.
and bcantragt ,den Betrag von 20 . 000Schilling auf 50 . 000Schilling zuerhöhen .
Vondiesem Betrag sollen 30 . 000Schilling der Verband der WienerLandwirte
und 20 . 000Schil ing die Landesorganisation Wiendes Verbandes der freien Ar¬
beitsbauern erhalten .( Beifall ) .

In seinem Schlusswort erklärt St . . Kokrdadassbezüglich derAufteilung
von einemDruckoder gar von einer Erpressung nicht die Redeseinkönne .
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HerrDr .Henglhat sich darübermitdemAbg .Mentastiverständigt. Dr. -Hengl
selbst hat zuerst eine Aufteilungvon60 : l0vorgeschlagen ,sodass dieAufteilung
wiesie jetzt geschieht,keinebesondereAbweichungvonseinemVorschlagdar¬
stollt .( Beifall ) .

NacheinentatsächlichenBerichtigungdes GR. Hengl ,dass er dieAuftei¬
lung nur unter Protest zur Kenntnisgenommenhabe ,wird der AntragHenglabge¬
lehnt und der Referentenantragahgenommen,

GR .Kopriva beantragt den Gebarungsüberschuss pro 1929 des Betriebes

"Baustoffebeschaffung "imGesamtbetragvon301,744Schilling mit demTeilbetrag
von 201 . 163Schilling an den Betrieb „ Wohnungs -und Siedlungswesen " undmit dem
Teilbetrag von 100 . 581Schilling an den Betrieb " Strassenerhaltung und Strassen - ¬

bau "als Refaktie zuüberweisen .

GR. Erban( . . )verlangtdie Auflassungder Baustoffebeschaffung .Sieist
eine Quelle der Korruption und der Skandale ,die von Jahr zu Jahr immer mehr

werden .Ohne die städtische Baustoffbeschaffung könnten die Baumeister das Mate¬

rial viel billiger bekommenund damit viel rationeller wirtschaften .( Beifall ) .

Nachder Erklärungdes Referenten ,dass die Baustoffebeschaffungunbedingt
notwendig ist ,wird der Antrag angenommen .

GR. Groligberichtet über den Ankaufdes HausesHermanngasseNr. . Die
Gesamtkostenbelaufen sich auf 118 . 000Schilling .

GR. Uebelhör( . . )verweistaufdasHausEckeVeronikagasseundHernal¬
ser Hauptstrasse ,das vorgebautist undeines der ärgsten WienerVerkehrshin¬
dernisse bildet .Die Strasse wird durch dieses Haus auf nur wenige Meter einge¬

engt,sodass die Strasse dort ein wahrer Schrecken für die Chauffeure ist .( Bei¬
fall ) .

GR. Ellend( . . ) erklärt ,dassdurchdenAnkaufdesHausesin derHermann¬
gasse der dat seinerzeitig bestandene Durchgang von der Seidengasse zur Neu¬

baugasse wieder möglich wird .Er verlangt die Wiedereröffnung dieses Durch¬

ganges .( Beifall ) .

Nachder Erklärungdes Referenten ,dass der vomGR. EllendgewünschteDurch¬
gang wieder eröffnet werden wird ,wird der Antrag angenommen .

VIgebgm .Emmerling beantragt die genehmigte Bedeckung der imWirtschafts - ¬

plan der städtischen Strassenbahnen für 1929 vorgesehenen Investitionen und
Inventaranschaffungen im Betrage von 27 Millionen Schilling aufzuheben und

gleichzeitig zu genehmigen ,dass der hiefür tatsächlich ausgegebene Betragvon
23 Millionen Schilling mit SinemTeilbetrag von 15 Millionen Schilling aufden
Erlös der 30 Milliènen Dollaranleihe und mit dem Restbetrag von 7Millionen
Schilling auf den Betriebskredit verwiesen wird .Aus sordemsoll der am24 .Jänner
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. J .denStrassenbahnenbewilligte Betriebskreditvon9 MillionenSchilling

auf 913MillionenSchillingerhöhtwerden.
GR. Haider( . . )bemängelt ,dass die städtischen Strassenbahnen ,wieder

Antragnunzeigt,4 ' 7MillionenSchillinganInvestitionenundInventaran¬
schaffungen erspart haben ,trotzdem der Wagenparkund das übrige Inventarsehr

reparatursbedürftig sind . DerRedner kommtsodann auf den 1 .Maizusprechen
und erklärt ,dass die städtischen Angestellten wie die Schafe auf dieStrasse

getrieben werden . Erverliest eine Flugschrift ,worin angekündigt wird ,dassdie - ¬
jenigen ,die nicht bei der Maifeier mitmarschieren ,zur Verantwortung gezogen

werden .( Rufebei der Minderheit :Unerhört! Hochdie Freiheit ! Dasist Terror ! )
So ähnlich ist es bei den Gaswerkenund Elektrizitätswerken .Es wärehöchste
diese Dinge abzustellen ,da

Zeit /es ist überdies auch einer so grossen Partei wie es die sozialde - ¬
mokratische. .unwürdigist,sich solcherMittelzubedienen .(Beifall ) .

Vizebgm .Emmerlingerklärt ,dass die verlangte Ueberweisungeinebuch¬

halterische Massnahmeist . Wasdas vonGR. Haiderzitierte Flugblattanlangt ,
so wurde es von den Laufburschen der städtischen Strassenbahnen für die

80 Laufburschen ,die die Strassenbahnhat ,geschrieben . Dashat mit derDirektion
undmit demTerror gar nichts zu tun . Beider letzten Wahlerhielten dieSo¬
zialdemokratenin Wien690 . 000Stimmenund alle anderenParteienzusammen
nur 120 . 000Stimmen . Esist daher auchnicht vonder Handzu weisen ,dasssich
eine solche erdrückende Mehrheit auch in verschiedenen Unternehmungnnbemerk¬
barmacht .(Beifall).

Der Referentenantrag wirdangenommen .
GR. Michalberichtet über Aenderungender Verkaufszeiten fürVorverkaufs- ¬

karten der städtischen Strassenbahnen .Die Fahrscheine sind bei der Abteilung für

Kartcnausgabe und Fahrbegünstigungen in der Rahlgasse 3 an Werktagen vpn 8- ¬
1 Uhr und an Samstagen von 8 bis 13 Uhr erhältlich .Bei don übrigen Vorkaufs - ¬

stellen zu den dort angekündigten Verkaufszeiten .Der Wertmarkenverkauf findet

bei denVorverkaufsstellenvom28 . einesjeden Monatesbis einschliesslich5 .
des darauffolgenden Monates statt . Bestellungen auf Zeitkarten werden bei die - ¬

sen Verkaufstellen an den letzten drei Tagen eines jeden Monates nicht mehr
entgegongenommen.

GR. Schelz ( . . )bemerkt ,man sollte denkan ,dass durch denvorliegenden

Antrag eine Verbesserunghinsichtkich des Kartenvorverkaufs durchgeführtwird ,
in Wirklichkeit beinhaltefaber der Antrag ,dass die Vorverkaufshütten in der
Zeit von 10 Uhr vormittags bis 1 Uhr nachmittags geschlossen bleiben .Diese

Massnahme wird die Folge haben ,dass 53 Invalide abgebaut werden .Man sollte

wenigstens ,wenn man schon die Vorverkaufshütten während des grösseren Teiles
des Tages schliesst ,den ganztägigen Vorverkauf bei den Stadtbahlhaltestellen
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ermöglichen .DerRednerstellt denAntrag,dieDirektionderstädtischen
Strassenbahnenzu beauftragen ,die FahrkartenverkaufsstellenderStadtbahn
als Vorverkaufsstellenauszugestalten .( LebhafterBeifall bei der . . )

GR. Fischer ( soz . dem . )beantragt .Z, !den Sondertarif für Fhhrten indie

Freudenau( Linie80 )auchan Wochentagenaufzulassen .
GR. Michal( soz ,dem. ) stellt im Gegensatzzu den AusführungendesGR. Schelz

fest ,dass35VorverkaufsstellenfürdieBewohnerderäussernBezirkemorgens
undabendsoffen bleiben ,die Verkaufsstellenin deninnerenBezirkenwerden
auch in den frequendierten Vormittagsstundengeöffnet sein .Die Leutedie
durch die Einschränkungdes Vorverkaufsbei einzelnenStellen ,
welchenichegenugfrequendiertwerdenentbehrlichwerden ,scheideninfolge
Vollendungder Dienstzeitentwederaus oderwerdeneinemanderenDienstin
der Gemeinde zugeführt ( Beifall ) .

DerReferentenantragwirdangenommen,ebensoder AntragFischer ,derAntrag
Schelzwirdder geschäftsordnungsmässigenBehandlungzugewiesen .

St . . Speiserberichtet überdie Abänderungder Treuhandübereinkommenmit
derGesibabetreffenddieGranitwerkeMauthausenunddasZiegelverkDberlaa.

GR. Gschladtbemarktzunächst,erwerdesichtrotzdervomAbg.Danneberg
an die Intellektuellen der Einheitsliste gerichteten Mahnungnicht davonabhal¬
ten lassen ,zusprechen ,wanner dies für notwendighalte ( LebhafterBeifall . d.
. . ) DervorliegendeAntragist eine Ungeheuerlichkkit ,er bedeutet ,dassman

imJahre1928bei derFassungdesursprünglichenBeschlussesdenGemeinderat
hineingelegt hat . Manwollte damals der Bevölkerungdas Uebereinkommengenicss¬

barmacheobzwarmanwusste ,dassdieUnfallsrentenundPensionslasten,die
schonfür die Vergangenheit50 . 000Schilling ausmachenschliesslich ,wiedies
heutegeschichtderGemeindewerdenaufclastet werdenmüssen .DieheutigeGe¬
meindeverwaltungkommteinemwie der umgekehrteMidasvor .Wassieberührt
zerfälltunterihrerHndin Staubundnichts .( LachenbeiderMehrheitundRu¬
fe :LesenSiedochIhrenDringlichkeitsantrag, dortbehauptenSiedasGegenteil)
Die blühendenUnternchmungen ,die Luegergeschaffen hat ,habenSie ineine
Defizitwirtschafthineingetfieben,dieeigenenBetriebemüssenSieamSchluss
vergitschen oder sperren .Wir protestieren gegen den Vorgang ,wie er hier ge¬
übt wird auf das allerlebhafteste und lehnen den Antrag ab ( LebhafterBeifall
bei der . . )

St. . SpeiserbemerktgegenüberdenAusführungenGschladt ,dasszurZeit
als das Uebereinkommenbeschlossenwurde ,nicht vorausgesehenwerdenkonnte ,
ob die Gesiba die Pensionslasten und Unfallsrenten werde tragen können ,da
diesnichtderFallist ,müssensie vonderGemeindeübernommenwerden.
Wasdie städtischenUnternehmungenbetrifft ,so genügtderHinweisdarauf ,
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dass zur Zeit als ich das Referat übernommenhabe ,Verhandlungengeführt
wurden ,um das städtische Gaswerk einer Bank zu übergeben ,dass wür die Un¬
ternehmungenvonder früherenVerwaltungin durchauskeinengünstigenZu¬
standübernommenhaben ,es genügtder Hinweisauf denZustandderStrassen¬
bahnenin denJahren1918und1919sowiederHinweisdærauf ,dassdiefrühe-¬
re GemeindeberwaltungausdenGemeindeunternehmungensehrviel für dieKasser
der Hoheitsverwaltungherausgeholt hat .Waswir alles der Bevölkerunger¬
sparen ,umzuzeigenwieunrechtGR. GschladtmitseinenAnwürfenhat(Lebhaf¬
ter Beifall bei derMehrheit ) .

Der Referentenantrag wird angenommen .

Es wird sodann der Dringlichkeitsantrag Kunschakin Verhandlunggezogen .
Die Dringlichkeit begründet St . . Kunschak ,der erklärt ,dass die Minderheit
sich sehr oft bemüht hat,Steuerermässigungen durchzusetzen ,der Erfolg aber

nur sehr geringwar .Meistenswurdevonder Mehrheiterwidert ,dass andem
Systemnichts geändert wird .Die Wirtschaft hat sich aber ganzgewaltigge¬
ändert ,leidernichtzuihremVorteil . DasWirtschaftslebenderStadtstehtKatastrophe kündigt sich ,wie zuerschenur
vorschworonErschütterungenunddie/ausdengeballtenGewitterwolkon/.90

ist ,mitelementarerGewaltan . WereinigermassenVerantwortlichkeitsgefühl2 . O

besitzt gegenüber der Wirtschaft und demdamit verbundenenInteresse dor. .

Gemeinde,dermussMittelundWegesuchen ,umdieserKatastrophevorzubeugen
unddemWirtschaftslebenneueEntwicklungsmöglichkeitenzuschaffen .Dassdie
Gemeindenicht nur die Eignunghat ,sondernauchdie Neigungbesitzenmuss,
wirtschaftsbefruchtendzuwirken ,ist unbestritten .UnserAntragsuchtdas
GewissenderverantwortlichenMehrheitaufzurüttelnundersuchtdenstädtisc
Finanzreferenten ,demLandtag Bericht und Antrag vorzulegen .Ichglaube ,

dassdiesesAnsinnenschonansichhöchstdringlichist ,weshalbwirdieindrhit
dringliche Behandlungunseres Antragesverlangen( Beifall ) .
DemAntragwirdeinstimmigdie DringlichkeitzuerkanntundSt. . Kunschak
führtaus: IndemAntragwurdeaufeineAeusserungdesSt. .Bréitnerausdem
Jahre1922verwiesen,dieunsundderOeffentlichkeitdamalseinigermassen
BeruhigungeingeflösstunddenGlaubenmitgegebenhat ,dassdieGemeindeteuern
nur Notstandsmassnahmenseien .Wir sind mit dieser unserer Auffassung undmit

unsdieganzeOeffentlichkeitschwerenttäuschtworden.AusdenNotstandsmass¬
nahmenist einSystem,einPrinzipgeworden,dassmanmiteinerkaumzuüber¬
bietendenBrutalität durchführt .Wirverlangennun ,dassSt. . Breitnerendlich

.

seinVersprechenderEinlösungzuführt .( SehrrichtigbeiderMinderheit).
SiegehenbewusstandenRealitätendesWirtschaftslebensvorbei ,machenKenntnis
eineFinanzpolitik ,diegeführtwirdvoneinemMenschen,derkeinetat
hat von den wirklichen Verhältnissen und der den Eindruck hervorruft ,als
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als ob er plötzlich vom Mars herabgefallen wäre . Wirhaben eft versucht bei

St. . BreitnerVerständnisfürunsereForderungenzuerwecken,esist aberalles
andemStarrsinnderMehrheitgescheitert . Essindin derOeffentlichkeitauck
andere Töne angeschlagen worden und ist ist zu radikalen Methodenüberge¬

gangenworden .Schonvor Jahrenhat es DemonstrationenvonGemerbetreibenden
gegendie Steuerpolitikdes Rathausesgegeben .In der letzten Zeit hat mansic
auchein Organisations -undAgitationssystemzurechtgelegt ,umgegendieses
SteuersystemdenKampfzu führen .Jetzt spielt die Mehrheitdiezartbesaitet
Jungfrau ,dieentsetztist ,obdesTones ,derin diesemKampfangeschlagenwird.
SiestellensichjetztalsZöglingeeinerhöherenTöchterschulevor ,dienie-¬
malsein Wässerchengetrübt haben,rümpfendie Naseundsagenunter einemsol
chenTonkannmandochnicht ernstlichberatenunddie Gemeindekannsichdoc
nichtunterdemDruckderStrassestellen ,Dasletzte ArgumentpasstIhnengan
besondersauf denLeib ,habenSie dochvon1918bis jetzt mit demehernenTrit
der ArbeiterbataillioneParlamentundRegierungeinzuschüchternversucht ,Sie
regensichauchdarüberauf ,dassin diesemSaalmanchlautesWortfällt .Man
kannsichschonvorstellen ,dassesnichtzudengutenSittendesGemeinderates
gehört,wennsichbeispielsweiseeinMitgliedderMehrheitdieBeusserunglei¬
stet,er merdedie Arbeiterin denSaalhereinrufen ,damitsie dieOppostion
abwatschen .SiehabenalsodasAbwatschenderMinderheitin denKniggedesWie¬
nerGemeinderates aufgenommen.( ZustimmungbeiderMinderheit) .DadürenSiees Ihnen
sich nicht wundern ,wenn/ausdemWaldso entgegenhallt ,wie Siehineinrufen .
IhrKlubobmannhatauchdieErklärungabgegeben,dassmanauchohnedenGemein¬
deratverwaätenkönneunddieMinderheitdenGemeinderatmehrbrauche,alsdie
Mehrheit.WirnehmendaszurKenntnisundversicherhIhnen ,dassdiesnichtdie
geringsteWirkungaufunshat ( Beifallbei derMinderheit) . WirwerdenunserVer¬
haltenhiersoeinrichten ,wiees unerGewissenvorschreibt ,auchwennSieuns
mit diktatorischen Massnahmendrohen .Es handelt sich hier umeingemeinsames
Interesse ,das MehrheitundMinderheitzusammenführenmüsstezur Sicherungdes
Wirtschaftslebensin Wien .( LebhafterBeifall bei der Minderheit ) .DieseSicherur
ist hotwendig im Hinbick auf die Arbeiter und Unternehmer ,denn die zuRuinen

gewordenenFabrikenbedeutennicht nur das Grabfür die Besitzenden ,sondern
auch ein Massengrabfür tausende Arbeiter und Angestellte .Diesegemeinsamen
Interessen heissen schliesslich auch Wahrung der Interes en de Gemeinde .Sie

könnenaus diesemWirtschaftslebennocheine ZeitlangSzeuenheraspressen ,
aber eines Tageswird die Kuhausgemolkensein und die Gemeine ist mitIhrem
Latain zu Ende Unser Antrag ist ein neuerlicher Sppell ,der sich in legaler
Formvollzieht .Ich hoffe ,dass wir nicht genötigt sind ,die Dringlichkeitin
absehbarer Zeit zu wiederholen ,da in absehbarer Zeit dieVoraussetzungen15
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St . . Rummelhardt( . . )bemerkt ,die Mehrheit habe nicht das moralischeRecht
an der Minderheit Kritik zu üben .Wennmansich an die Politik derheu¬

tigen Mehrheitin der Vorkriegszeit erinnert ,mussmansagen ,dass dieheuti¬
ge Opposition gegenüber der Opposit ion von damals eine neble ist . DieSezial¬

demokraten ,dass sie damals geknebelt wurden .Wir sind heute
in keiner anderenLage .Wirkönnenbeantragenwaswir wollen ,wirwerden
brutal niedergestimmt .Heute verkündendie Sozialdcmokratenpompösdas
Recht der Mehrheit .Aus sehr ernstem Mund wird heute der Wunsch laut ,dass

die Mehrheit im Sinne der Gerechtigkeit sobald wie möglich dieHerrschaft
in diesem Saal niederlegen sellAus dem Prozessüber die Währinger Wahlen

geht hervor ,dass Sieg viele Stimmen in Wien sich erschwindelt haben .Ein

Teil von Ihnen ist vollständig zu unrecht in diesem Saal ( Lebhafter Beifall
und Händeklatschen bei der Minderheit ) . Wasnun Ihr Steuersystem betrifft ,

so haben Sie damit 80 Prozent der Gewerbetreibendenzugrunde gerichtet und
die Fallisiments und die Arbeitslosigkeit belasten Ihr Gewissen . Siesind

die Totengräber der Wirtschaft aber auch die Totengräber derDemokratie .
Ihre Sezialdemokratie ist Belschewikentum .Sie sind Gewaltbolschewikenmit

den unanständigsten Mitteln .Doch Si sehen ,dass sich bereits in der Bevöl¬

kerung sehr bedenkliche Zeichen des Widerwillens gegen Ihre Verwaltungbe¬
merkbarmachen .Ich erkläre Ihnen ganz offen ,dass mir jede Diktaturlieber
ist als jede noch so freie demokratische Verwaltung ,wena sie von Ihnen aus¬
geübt wird .2 . der . . .. .*e
letzten Zeit wird ein Zusammenbruchnach demanderen bekannt ,die Arbeits¬

lesen Arbeiter müssen ins Ausland wandern . WennSie die bodenständigenArbei¬
ter verjagen ,wird dann der karge Rest der Wirtschaft nur von Eingewan¬

derten nochgehaltenwerden ,dennIhre Politik ist es ,die für dasboden¬
ständige Gewerbedas grösste Hindernis ist . Wirhaben verlangt ,dass derWehn¬
bau mittels einer Anleihe durchgeführt werden sell .Ihre Wohnbautätigkeit
sell dech zumindest allen praktischen Bedürfnissen entsprechen .Dem ist aber

nicht se . Auchdas ästhetische Gefühl wird durch verschiedene Bauten verletzt .

So ist . B .das Haus in der Schööselgasse ein Zeichen Ihres Geschmackes .
Das Haus ist eine unerhörte Geschmacklosigkeit und eine Provokation der
bürgerlichen Bevölkerung .Der Architekt ,der das Haus erbaut,heisst Poppo¬
viz ( St . . Weber: EinUrwiener )Sein Geschmack aber ist nicht urwienerisch ,er ist bolschewikisch .( Gelächter bei der Sehrheit ) .Ich sage Ihnen noch¬
mals halten Sie Einkehr .Und wenn uns har zugerufen wird ,dass die Wahlen
entscheiden ,damn sagen wir Ihnen ,wir erwarten die Wahlen so pald alsmöglich .( Beifall bei der . . )
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St . . Breitner :Der Dringlichkeitsantrag stellt intiefeinschneidender

Weisedie ganzeGemeindepolitikzur Erörterungundwünschteine Reihevon
Massnahmen ,die in ganz ausserordentlichen Weise das Budget und die Gebarung

der Stadt beeinflussenmüssen . Esist bei einer Redezeitvon20 Minutenun¬
möglich in der netwendigen gründlichen und ernsten Weise auf dieses ausser¬
ordentliche wichtige Themaeinzugehen . WennGR. Kunschakgemeint hat ,es handle
sich kaum um eine pelitische Frage ,sondern um die Sicherun des Wirtschafts¬

lebens in dieser Stadt ,umeine Frage ,die in ruhigen Zeiten fonMehrheit
und Minderheit Grörtert werden könnte ,so kann man nur sagen ,es wäresehr
gut ,wenn dem so wäre ,wenn man sich über diese wirtschaftlichen Fragen in ruhi¬

gerundsachlicherWeiseaueinandersetzenwürde .Dannkümemanvielleicht
dazu festzustellen ,dass das Wirtschaftsleben dieser Stedt und des ganzenLan¬
des unmöglich diese sonntägigen Aufmörsche grosshalten kann( Stürmischer

Beifall bei der Mehrheit - .Stürmisce Zwischenrufe bei der Minderheit .Wasist

es mit den Schutzbundaufmärschen ?Waswar am15 .Juli ? ] ,dann müsste mansich
in der Meinungzusammenfinden ,dass die Drehungenmit illegalen hitteln und

zwar nicht ausgchendven irgendwelchenunverantwortlichen Personen ,sendern
vonselchendie in derVerwaltungdiesesLandeseineganzbesondersgehebene
Stellung einnchmen ,die schlechtesten Präludien,Fürein Landsind ,dassauf
ausländischenKredit angewiesenist LebhafterBeifall undHändekltschenbei
der Mchrheit )das gerade jetzt eine Anleihe sucht ,die zur Belebungünserer

Wirtschaftunumgänlich notwendigist .WennGR. Kunschakmeint ,es hendleisch
jetzt nurdarum ,dassdie MehrheitdenWillender Minderheitzu erfüllenhat ,
so kann dieser Grundsatz von uns nicht anerkannt werden .Wehlwerdenwiruns

aber demanderenGrundsatznie entziehen undhabenuns ihmnie entzogen ,über
diese Dinge ernst und ruhig zu sprechen .Täte man das,so wäre mandarin

einig ,dass solche Lrohungen ,umnur eines herauszugreifendenFremdenver¬
kehr selbstverstöndlich unendlich mehr schädigen müssen als die Aufhebungder

Frendenzimmerabgabe( Lebhafter Beifall und Händeklatschenbei derBehrheit ) .
Dannmüsstomanauch über die Zollpolitik sbrechenundwürdedaraufkommen
von welche unendlicher Bedeutung sie für unserc Wirtschaft ist . Seaber

haben wirddisen Dringlichkeitsantrag .Die Einderheit hat an 23 .September
1929 einen ähnlichen Antrag gestellt .Da ist es ganz interessant festzustellen
wis inncrhalb eines Zeitraumes von wenig mehr als einem halben Jahro sich auf

der anderen Seitc die Anschauungenverändert haben ,Damalshaben Sieverlangt ,
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dass die Nahrungs -und Genussmittelabgabe auf die Hälfte herabgesetzt
wird ,heute sind Sie bereits bei der vollständigen Streihhuug .Damals

haben Sie gewünscht ,dass die Lustbarkeitsabgabe auf die Hälfte herab¬

gesetzt wird ,heute wühlen Sie eine Formulierung ,die eigentlich der Auf - ¬
. 6

hebung dieser Steuer gleichkemmt .Damal haben Sic Aufhebung der Wert¬

zuwachsabgabe für Realitüten die vor dem1 .Dezember1928 erworbenworden
sind ,die Herabsetzung der Feuerversicherungsabgabe ,die Aufhebung des Ver¬

zögerungszuschlage ,verlangt .Von all dem ist heute keine Rede .Ein Beweis

dafür ,wie wechselvoll Ihre Anschauungensind .Immeraber stützen Siesich
darauf ,dass im Jhre 1922 hier erklärt worden ist ,dass man in ruhigen Zei¬

ten ,die damals gemachtenSteuern einer Ueberprüfungunterziehenmüsse .
Ich kann feststellen ,dass wir auch nach diesen Worten gehandelt haben
( Lachenund Zwischenrufe bei der Minderheit ) . SämtlicheSteuern ,bis aufdie
Hundeabgabe ,sind einer malchen Ermässigung unterzogen worden . WennSieaber

meinen ,dassdie Wortevondamasbedeuten ,dassalle dieseSteuernzuver¬
schwinden haben ,so würde das nichts anderes besagen ,da manohneSteuern
ja nicht wirtschaften kann als dass manzumSteuersystem derVergangenheit
hätte zurückkehren müssen .Das wäre für uns einträglich und einfach gewesen .
Denn aus den valorisierten Mietzinsen würde die Geeinde Einnahmen von

184 Eillionen ,aus der Verzehrungssteuer 1h Millionen ,aus denKonopol¬
betrieben nach den heutigen Umsätzen74 Killienen ziehen ,das sind237
Eillionen ,( HörtHart bei der Mehrheit )während nach Ihren eigenenAngaben

unsere derzeitigen Einnahmen 193 Millionen ausmachen . Dass wir also die

Steuern in der Inflationszeit nicht einfach abschaffen konnten ,wennwir
die anderen ,die Sie eingehoben haben ,nicht einführen ,st selbstver¬

ständlich aber wir haben sie überprüft ,wir haben sie ermässit . Wirhaben

einzelne Abgaben ,die die Untermieterabgabe und die Besteuerung der Last¬

kraftwagen aufgehoben .Wir haben die Fremdenzirmerabgabe für die Haset der

Mieter von 35 Prozent auf 6 ein Viertel Prozent herabgesetzt ;die Höchst¬
steuer die in Wien möglich ist ,ist 12 ein halb Prozent und dieso Höchst¬

steuer wird nur von 3 Hotels gezahlt ( Hört Hört .bei der Lehrheit ) . Wir

haben die Lustbarkeitsabgabe von Peesie und Oper von 9 auf 1 Frozent ,für

Operetten ven 23 auf 6 Prozent ( Hört .Hört bei der Bchrheit ) ,die Steuer

fur Eines von 28 ein halb stufenweise bis auf 5 frozent hergesetzt .

4
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Bei Spertveranstaltungen ,die nicht mhr als 2000 Schilling Einnahmenhaben
wurde die Steuer von 26 auf lo Prozent herabgesetzt - dassind 80 Prozent

aller Veranstaltungen ,die Steuer für Varietes wurde von 23 auf 15 ,für Ken¬

zerte von 9 auf 7 .für Lichtbilderverführungen von 7 auf 3 Prozent herabge¬
setzt .Nur die Boxkämpfe und die Wettrennen haben noch die alten Sätze .Die

WertzuwachaabgabebeimAltbesetzwurdevon1o auf 6 Prozeht ,heruntergesetzt ,
in den anderen Kategorien so ,dass eine Reduktien von lo bis 66 Prozentein .
getreten ist .Die Fürsorgeabgabe wurde von 1 ein Viertel auf 4 ,bei den

Banen und Kreditinstituten von 8 ein halb auf 6 herabgesetzt ,bei der

Kraftwagenabgabeist bei der grössten Anzahlder Wageneine Ermässigungbis
auf 60 Prozent der ursp ünglichen Besteuerung eingetreten .Von der Wehnbau¬

steuer wurdengemeinnützige Anstalten befreit und alle Heu -Zu - undUn¬

und Aufbauten der letzten Jahre sind 30 bszw .20 Jahre gänzlich steuer¬

frei - DieFeilbictungsabgabe wurdevon7 auf 5 ,derVerzögerungszuschlag
von 25 auf 1o herabgesetzt ,bei der Nahrungs -und Genussmittelabgabe wurden

20 Prozent für Investitionen freigegeben und die Inseraten -undPlakat¬
abgae auf ein volles Drittel ermässigt .Sie können also nicht behaupten ,

dass wir unsere Zusage nicht eingelöst hätten .Allerdings ist nicht alles

der Wirtschaft zugute gekommen .Die Banken haben tretz der Herabsetzun ;der

Fürsorgeabgabe die Konditionen nicht ermässigt ,die Zeitungen die Insera¬

tenabgabe nicht herabgesetzt .Es wird uns vorgsworfen ,dass die Gemeinde
Vermögenswerteangesam elt habe . Zudieser Schuld bekennen wirohneweiters
und es ist für denjenigen ,der diese Stadt liebt wahrhaftig kein unerträg¬

licher Gedanke ,dass Häuser ,die früher den Herren Frankel ,Drasche oder der

Bedenkreditanstalt gehört haben ,jezzt im Eigentun der Goweindestehen .
( Lebhafter Beifall und H ndeklatschen bei der Mehrheit ) .Es wird uns verge¬

halten ,dass die Gemeindesteuern in den Jahren von 1923 auf 193e von83
auf 193 Millionen gestiegen sind .Was steht dem gegenüber ? DerPersonalaufwand

war in .Jahre 1923 -78 Millionen ,im Jahre 1930 176 Lillionen ,dasWohl- ¬
fahrtswesen hat im Jahre 1923 -25 Eillionen ,im Jahre 1930 -lel Millionen

erfærdert ( Hört Hört bei der Mehrheit ) .Der Finanzminister des Bundes wäre

nicht in der Lage eine so reichhaltige Liste von Steuerermässigungen wer¬

zulegen ( Lebhafter Beifall bei der Mehrheit ) .Auch beim Bund haben sich Stei¬

gerungen vellzogen .Das Tabakmonopol hat im Jahre 1925 -119 Millionen
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getragen ,in Jahre1930- 222Millienen( HörtMörtbeiderMehrheit )das
Salz im Jahre 1923 ' 9Millionen ,in Jhre 1930Il einhalbMillionen ,
die allgemeine Ergerbssteuer ist von 1l auf 58 Millionen gestiegen Stürmi¬
sche Hört IHlrtrufe bei der Mehrheit )die Zuckersteuen von 5 aug 26Eillie .
nen ( HörtIHört bei der Mehrheit )die Warenumsatzstsuer von 55 auf 252Millie¬
nen ( Stürmische Hört IHörtrufe bei der Rchrheit )die Zölle von 299 auf 278
Lillionen .Allerdings ist die Börsenbesuchsabgabevon 1,1o0 . 000auf700 . 000
Schilling zurückgegangen( HertHört !bei der Sehrheit ) .Es wird gesagtdass
die Nahrungs -und Genussmittelabgabe ruinös sei .In Jahre 1929 sind in

Oesterreich 150 Gastwirte Kaffeesieder und Zuckerbäcker in Ausgleich gegangen

davonnur1hinWien(StürmischeHörtHörtrufebeidert )18in
Kenkurs ,davon9 in Wien .Am28 .Jänner1927hat hier GR. Kunschakerklärt ,
mit den Lakalen der Schieber möge man machen was man wolle .Wer kei Sacher

speist ,kann 15 Prozent mehr zahlen .Jetzt verlangt man ,dass dieLustbarkeits .
abgabezur Gänzeaufgehobenwird . DieDingeso darzustellen ,als obdie
Fremdenzimmerabgabe eine reine Wiener Angelegenheit oder wie Sie behaup¬
ten eine bolschewistische Angelegenheit sei ist ganz unzutreffand ,die

Steuer wird auch in adderen Ländern eingehoben ,in Niederösterreich haben
. B .die Gemeinden das Recht ,die Steuer bis zu 30 Prozent einzuheben ,Frank¬

reich hat eine solche Abgabe in einem um 50 Prozent höheren Ausmamsals
in Wien ,Italien hrtm und die Tscheshoslowakei hat eine loprozentige Abgabe

usw . Wasdie Bodenwertabgabe betrifft ,so bedauern wir ,dass wirüberhaupt
zu ihrer Einführung gezwungen waren ,weil man uns in Zuge der Abgabentei¬

lung überfallsartig neue Ausgaben ,die Zahlungen für die Kleinrentnerfürdorge

auferlegt hat .Wir wissen heute noch nihht ,wieviel wir zu zahlen haben

und können daher niese Abgabe nicht novellieren .Was die Wasserkraftabgabe
betrifft,so habe ich schon wiederholt erklärt ,dass wir damit die Teile

des Darlehens ,die die Wagbekomen hat ,ausser Verzinsungs etzen unddass
sich ihrs Abschaffung im Strompreis gar nicht ausdrücken würde .Uebrigens

haben andere Länder derartige Abgaben in einen weit höheren Ausmass ,Nieder¬
österreich im Ausmanss ven 1o Frozent ,Graz von 15 Prozent ,Leoben 20

Prezent ,ebenso wie die Gasabgaben in den anderen Ländern weit höher sind

als boi uns .

St . . Breitner beendet hierauf ,da ,die Rodezeit von 20 inuten abgelaufen
ist ,seine Ausführungen ,Er meldet sich nochmals zumWort .
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GR . Dr .Hengl ( . . )erklärt ,dass nicht die Bürgerlichen mit der Beunru¬

higung der Bevõlkerung begonnen haben .Wer hat am letzten Sonntag in St .
Pölten Unruhe gestiftet ?( Rufe bei der Mehrheit :Vaugoin )Nein ,der Wiener Schutz - ¬
bund .Und im Jahre 1927 hat sich niemand darum gekümmert um die Ruhe in dieser

Stadt ,hat sich niemand gekümmert was die Fremden machen .Hetzt auf einmal

ist St . . Breitner um die Ruhe besorgt . DerRedner verweist auf die Schwierig¬
keiten ,mit denen die landwirtschaftlichen Betriebe und die H uer Wiens zu

kämpfen haben .Er spricht von der Bodenwertabgabe ,wobei er erklärt ,dass wir
keinen geregelten Grundstückmarkt haben und die Bewertung der Liegenschaften
daher grosse Kalamitäten bereitem . DieBodenwertabgabe ist ein Schritt zur So¬
zialisierung ,sie ist ein schweres Hemmnis der Wirtschaft ,die zum B .die

Sportorganisationen ganz erschlagen hat .Die Nahrungs -und Genussmittelabgabe
trifft die weitesten Kreise der Bevölkerung .Mit dieser Steuerpolitik tragenSie künstlich zur Verdorfung Wiens bei .Die witschaftliche Lage ist trostios
und die von der Nahrungs -und Genussmittelabgabe betroffenen Betriebe befinden
sich in einem glänzenden Elend . DieNahrungs -und Genussmittelabgabe kann in den
wenigsten Fällen überwälzt werden ,und alle diese Dinge tragen dazu bei ,dass
wir fast looo Arbeitslose im Gastgewerbe haben . Besonders schlecht ist die
Lage der Weinhauer .Den Weinhauern nützt keine Förderung ,wenn sie ihre
Erzeugnisse nicht einmal zu den Gestehungskosten verkaufen können .Es wäre
höchste Zeit ,wenn Sie mit dieser unseligen Verknechtung der Wiener Bevölkerung
endlich Schluss machen würdem und an Stelle des heutigen Steuersystems ein
anderes setzen ,das den Wünschen der Bevölkerung und der Wiener Wirtschaft
entgegenkommt .( Beifall bei der . . )

GR. Ellend( . . )erklärt ,dass die Stadtverwalrung sich bemühenmüsse ,im Einvernehmen mit der Privatwirtschaft ein Programm zu schaffen ,das den
Wirtschaftäichen Bedürfnissen Rechnung trägt .Ihr Steuersystem aber ,das Sie
jetzt durchführen ,nimmt auf die Bedürfnisse der Wirtschaft keine wie immer
geartete Rücksicht .Die Zirkulation des Geldes stockt ,daher keineInvestitio¬
nen ,daher die riesige Arbeitslosigkeit . Wirmüszen der Wirtschaft dieMöglich¬
keit geben ,sich billige Kredite zu verschaffen ,damit sie investieren kann .

Wir sind heute soweit ,dass Steuerermässigungen der Wirtschaft nicht mehr

helfen können .Der Redner kommt dann rr am punx ! i ,auf die Aufmärsche
zu sprechen ,wobei er erklärt ,dass alle Aufmärsche ,die von der Heimwehr

durchgsführt wurden ,im Gegensatz zu denen des Schutzbundes noch niemalseinen
bedrohlichen Charakter angenommen haben .Ihrem System ,alles zu bolschewisieren ,
muss endlich ein Ende gesetzt werden und wir Gewerbetreibenden werden alles
aufbieten ,dass der Wirtschaft endlich die entsprechenden Verdienstmöglich¬
keiten geboten werden ,und wir werden uns weiter bemühen ,in dieses Haus eine
andere Mehrheit hereinzubringen .( Beifall ) .

GR . Zimmerl ( . . )erklärt ,dass die Minderheit die Entwicklung der Wirt¬
schaft unter dem sozialdemokratischen Steuersystem vorausgeahnt habe .Leider
sind alle Befürchtungen eingetroffen .Die Lage ist heute trostlos ,die Unter¬

nehmer sind bankerott ,wir haben eine Massenarbeitslosigkeit und ein tisfesElend . Wirverlangen die Abschaffung der Nahrungs -und Genussmittelabgabe ,
weil sie vom Verfassungsgerichtshof als verfassungswidrigkeit erklärt wurde .
Sie beeinflusst auch im höchsten Masse und sehr ungünstig den Fremdenver¬
kehr ,sie istdie umstrittene Abgabe überhaupt - DieFremdenzimmerabgabe bedeutet
für die Fremdenindustrie den grössten Schaden ,und es gibt keine bedeutende
Stadt die eine Fremdenzimmerabgabe einhebt .Die Wasserkraftabgabe ist eine
doppelte Bereicherung . DieBodenwertabgabe ist sinnlos und sie müsste ehestens
novelliert werden . DieLustbarkeitsabgabe hat das gesellige Leben der Stadt
zerstört und das Kunstleben Wiens in die ärgste Gefahr gebracht .Das freie
Ermessen ist steuerrechtlich unmoralisch .Breitner hat von Steuerermässigungen
gesprochen .Entscheidend für die Steueremässigungen ist die Auswirkung ,und

da finden wir ,dass trotz der Ermässigungen die Steuereingänge immer höher
werden .( Hört Höstrufe bei der . . ) Breitner hat den Bund zum Vergleich
herangezogen .Nun da kann ich ihm schon sagen ,er möge auf seinen 5oprozenti¬
gen Anteil verzichten ,und der Bundesfinanzminister kann die Steuern um

50 Prozent herabsetzen .Breitner hat der Wirtschaft geg enüber keine freundliche
Geste angewendet ,deshalb muss der Kampf gegen dieses System ,wie es hier geübt
wird ,weitergehen .( Stürmisc her Beifall ) .

St . . Breitner : Der Antrag begehrt die Befreiung der zweiten Hausgehilfin
von der Abgabe . Dazuist zu sagen ,dass wir in Wien 650 . 000Haushalte haben ,davon
sind aber nur 6331 abgabepflichtig .Von diesen 6331 Haushalten haben 1950
zwei Hausgehilfinnen ,zahlen also nur 50 Schilling im Jahr .Die Befreiung
der Betriebe von der Fürsorgeabgabe ,wenn sie Waren in das Ausland führen ,ist
in der Auswirkung nicht abzuschätzen . Wennder Antrag ernst gemeint ist ,dann

müsste die Minderheit entsprechendes Material vorlegen . Siemüsste aber auch
im Nationalrat die Befreiung der Expertindustrie von der Erwerbssteuer verlan¬
gen . Esgeht jedoch nicht an dass ein einziges Bundesland solche Steuerbe¬

freiungen vornimmt .Wir haben hier die Förde ung des Russlandexperts be¬
schlossen und die Minderheit hat das als eine bolschewikische Aktion hin .
gestellt ,Man kann also kaum sagen ,dass selche A nträge ernst zu nehmen wären .
Seit Jahran verlangt die Minderheit eine andere Finanzierung des Wohnhausbaues .
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HättenwirIhrenRatbefolgtunddie Wohnbautenmiteiner Anleihefinanziert ,die mit Hilfe der Wohnbausteuer verzinst und getilgt worden wäre ,dann stünden
wirheuteschonvordemEnde . WirkönntenüberhauptkeineeinzigeWohnungmehrbauen .Wir werden uns nicht zu den Methoden des Kapatalismus bekennen undMiet¬
zinse verlangen ,die für die Mehrheitder Bevölkerungunerschwinglichsind .DarinbestehtdergrosseGegensatzzwischenMehrheitundMinderheit .Siekemmenmit ihrenAnträgenauf Steueraufhebungin einer Zeit ,in der durcheineneueAbgabenteilung die Gemeinde vor einer schweren Krise steht .Solange die Ab¬
gabenteilungnicht ernst erledigt wird ,kannvonSteuerermässigungeninder
GemeindekeineRedesein .NiemalshabenwirunsstarrsinnigderNetwendig¬keit vonSteuerermässigungenerschlossenunderst zuBeginndesheurigenJahresabermalseine Reihevonstädtischen Abgabenherabgesetzt . VonunseremSystem ,
dasdieBilligungvonzweiDrittelderWienerBevölkerunggefundenhat ,wendenwirunsabernichtabbringenlas en(StürmischerBeifallbei derMehrhemt).

Echmussdaher die Mehrheitbitten ,den Dringlichkeitsantragabzulehnen .
St. . Kunschakerwidert ,dassdieBehandlungdesDringlichkeitsantrages

deutlichzeigt ,dassdie WünschederMinderheitvollständigmissachtetwerden.St . . Breitnerhat betont ,dasseine sachlicheAuseinandersetzungüberunsereForderungennurerwünschtsei ,unddie Mehrheitihr nichtausweichenwerde,Durchdie AblehnungünseresAntragesist aberdie geschäftsordnungsmössigeBe¬handlungunmöglichgeworden.DerAntrag ,unsereVerschlägeabzulehnenbedeutetnichts anderesals die Fluchtvor einer ehrlichenAuseinandersetzurg(LebhafterBeifallbei der . . ) DieSumme,die derGemeindedurchdie verlangtenSteuer¬ermässigungen entgingen ,lässt sich leicht errechnen .Es sind keine30 Millionenaber jedenfalls liesse sich vonden53 Millionenauf demGebietederFinanzierungderWohnhausbautenErsparungenmachen.LLehhafteRufebeiderMehrheit :lso es soll nichts gebaut werden ) .Wenndie durch den Krieg undUm¬sturz dezimierte junge Generation heraufkommt ,wird sich selbstverständlich
auch das Bild auf dem Wohnungsmarkt veränderh müssen ,es ist also damit zu
rechnen ,dass die Wohnungsnot ein natürliches Ende nimmt ,insbesondere auch

dann ,wennsich Ihr neuestesProgramm,die BeratungsstellezurEmpfängnis¬
verhütungordentlichauswirkt .( LebhafteRufe: Sehrrichtigbei derMinderheit),WasdieBemerkungendesSt. . BreitnerüberdieeinzelnenAbgabenbetrifft ,sospielt gewissbei der Hausgersonalabgabedie vier Schilling im Menatmehran
sich keine Rolle ,aber die GeschichtevomTropfen ,der das volle FasszumUeberfliessenbringt ,hat auchfür die Steuernihre Gültigkeit .Nichtdarumhandelt es sich ,dass Herr Rothschild etwas erspart ,aber der Erfolg der heutigen
Steuerpolitik ist ,dass Herr Rethschile Steuern auf KostenvonarmenHaus¬gehilfenrtdie entlassen werden .Eine ähnliche Wirkung hat auch die Boden¬
wertabgale . leseAbgabehat schonzur Folgegehabt ,dassHerrRothchildund auch andere ,um aus der Steuer herauszukommen die Handelsgärtnerei

an2
neldet haben und damit den armen Gärtnern Konkurrenzmachen .

Wenn Herr Breitner behauptet ,daasswir nicht ,uch beimBund"Steuerermässigungenverlangen ,so mussmanfragen ,ob
er geschlefenhat . Dasverlangenwir seit langer Zeit unddie Regierunghatsich auch dazu ferpflichvst ,sobald das Investitionskonto durch die Anleihe ent¬
lastet werdenkann .Undwasdie höheren Eingängean EinkommensteuerundEr. - ¬
werbssteuer betrifft ,so erkäären sich diese daraus ,dass zu einer Zeit ,dader Steuerapparat des Staates zerstört war ,die Steuervorschreibungen nicht recht

zeitig vorgeschrieben werden konnte ,Hetzt aber rechtzeitig vorgeschrieben
werden ,weshalbdie Eingängehöhersind ,ZumSchlussesagt St . R.Kunschak
die Ablehnungdes Dringlichkeitsantrag ist wohldie brutalste Antwortdiedie Mehrheit geben kann .Eine Antwert die nicht nur Zeigt dass Sienicht
wollen ,sondern dass Sie den Wünschender Bevölkerung um jeden Preis Trotz bie¬
ten .( Stürmischer Beifall und Hechrufe bei der . . /

Damit ist die Debatte erledigt .uirufen
Der Antragwird unter stürmischender Minderheit abgelehnt .Schluss der Sitzung 22 ' 15Minuten .
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